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Am 12. Juni 2024 hat der österreichische Nationalrat ein Bundesgesetz
beschlossen, mit dem das Datenschutzgesetz geändert wird. Die neuen
Vorschriften, die am 1. Juli 2024 in Kraft getreten sind, sollen das so genannte
"Medienprivileg" neu regeln und differenzierter ausgestalten.

Die Änderung war notwendig geworden, nachdem der Verfassungsgerichtshof
(VfGH) im Dezember 2022 die bisherige Blanko-Ausnahme für die Medien auf der
Grundlage von Artikel 85 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) für
verfassungswidrig erklärt hatte. ﻿Das Verfassungsgericht vertrat die Auffassung,
dass für die Datenverarbeitung für journalistische Zwecke nicht grundsätzlich eine
Ausnahme von den Bestimmungen der DSGVO gelten dürfe, da dieses
"Medienprivileg" gegen das Grundrecht auf Datenschutz verstoße. Vielmehr sei
eine sorgfältige Abwägung der konkurrierenden Interessen notwendig.

Die Neuregelung lässt den Schutz des Redaktionsgeheimnisses und den
Quellenschutz ﻿ unangetastet. Investigativ-Journalismus dü﻿rfe nicht aus
Datenschutzgründen unterlaufen werden, und die "Public Watchdog"-Funktion von
Medien dürfe nicht beeinträchtigt werden. Der Schutz personenbezogener Daten
sollte durch allgemeine Pflichten sichergestellt werden, vor allem durch die
Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten nach der DSGVO, die
Pflichten des Verantwortlichen in der Datenverarbeitung und die Pflichten in
Bezug auf die Datensicherheit. Verantwortliche - Journalisten -, für die das
Medienprivileg gilt, sind nach den Bestimmungen über das Redaktionsgeheimnis
gegenüber der betroffenen Person nicht zur Offenlegung von Informationen
verpflichtet. Sie dürfen also personenbezogene Daten nutzen, einschließlich der
besonderen Kategorien personenbezogener Daten, die in Artikel 9 Absatz 1
DSGVO aufgeführt werden, und den Daten, die sich auf strafrechtliche
Verurteilungen, Straftaten oder damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln
der betroffenen Person beziehen. Mehrere andere Bestimmungen der DSGVO –
d.h. die Artikel 13, 14, 15, 16, 17, 18 und 21 – fallen ebenfalls unter das
"Medienprivileg".

Der Schutz journalistischer Tätigkeit erstreckt sich auch auf die Nutzung
personenbezogener Daten durch Medieninhaber, Herausgeber, Medienmitarbeiter
und Angestellte von Medienunternehmen oder Mediendiensten sowie auf andere
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Personen, die auf vertraglicher Basis im Rahmen ihrer journalistischen Tätigkeit
mit einem Mediendienst zusammenarbeiten (z.B. Gastkommentatoren).

Das neue Informationsfreiheitsgesetz ﻿ (siehe IRIS 2024-3:1/16), das am 1.
September 2025 in Kraft tritt, wird sich mit der Neuregelung des Medienprivilegs
überschneiden. Auf der einen Seite wird Transparenz der staatlichen
Informationen zur Regel und das Amtsgeheimnis zur Ausnahme. Dies wird die
Position der Medien und Journalisten gegenüber öffentlichen Stellen stärken. Auf
der anderen Seite müssen Journalisten, wenn solche öffentlichen Daten auch
personenbezogene Daten enthalten, sehr viel sorgfältiger darauf achten, wie
diese Daten genutzt werden. Im Wesentlichen wird bei der Erwägung von
Datenschutzmaßnahmen eine sehr differenzierte Fallanalysenotwendig sein.

Beschluss des Nationalrates, Bundesgesetz, mit dem das
Datenschutzgesetz geändert wird

https://www.parlament.gv.at/dokument/XXVII/BNR/952/fname_1635085.pdf
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